
7

RegionFreitag, 30. Juni 2023

Bieler Tagblatt

Es war eine Diskussion mehr,  
die seit dem Westast-Aus geführt  
werden musste, und der Frust  
über den zähen Prozess war auf  
allen Seiten des politischen Spek- 
trums spürbar. «Die Kosten für  
das Geschäft sind durchaus stolz,  
und dann haben wir nicht ein- 
mal ein Projekt», kommentier- 
te Dennis Briechle (Grünliberale)  
das «Gestaltungskonzept Bern- 
strasse-Neuenburgstrasse».

Von den 1,2 Millionen Fran- 
ken, die vom Kanton und Nidau  
mitfinanziert werden, muss Biel  
knapp die Hälfte mittragen. Ob  
die Stadt das tun soll – darüber  
wurde an der Stadtratssitzung  
vom Mittwochabend debattiert.

Konkret soll nach dem noch  
auszuarbeitenden Gestaltungs- 
konzept die Strasse vom Brügg- 
moos nach Vingelz die betroffe- 
nen Nidauer und Bieler Quartie- 
re nicht mehr wie eine «trennen- 
de Schneise» durchqueren, son- 
dern mittels Querverbindungen  
und einem attraktiven Angebot  
für Fuss-, Veloverkehr und ÖV  
wieder attraktiver werden.

«Biel von der Welt  
abschneiden»
Nicht viel abgewinnen konn- 
te diesen Plänen Daniel Suter  
(PRR), der noch einmal der ver- 
lorenen Autobahn nachtrauerte,  
die die Stadt von ihrem Verkehr  

entlastet hätte. Und der hinter  
dem Gestaltungskonzept mit sei- 
nen Querverbindungen Ungutes  
ahnte: «Die Absicht wird sein,  
den Verkehr zu verhindern und  
Biel von der Welt abzuschnei- 
den.» Dabei sei in der Geschich- 
te der Menschheit die Waren- 
zirkulation Grundbedingung für  
Prosperität gewesen. Was man  
gemäss Suter auch in Bern er- 
kannt habe, wo gerade Milliarden  
für Nationalstrassen gesprochen  
würden: «Ein bisschen überall –  
ausser für Biel.»

Seine Deutschschweizer Par- 
teikollegin Cécile Wendling  
(FDP) stimmte an diesem Punkt  
zu und bemängelte, dass im  
vorliegenden Geschäft die Netz- 
schliessung nicht erwähnt werde,  
wo sie doch im Nachgang zum  
Westast als Kompromiss ausge- 
handelt worden sei. Sonst aber  
sah sie das Projekt wesentlich  
positiver als Suter und versicher- 
te: «Die FDP-Fraktion wird die- 
sem Kredit zustimmen.» Denn  
sie trügen den ausgehandelten  
Kompromiss mit.

Christophe Schiess (Grüne)  
stellte sich für seine Fraktion  
vorbehaltlos hinter die Idee ei- 
ner Neugestaltung dieser Ach- 
se. «Man spricht nicht nur über  
Strassenverkehr, sondern über  
einen wichtigen urbanen Le- 
bensraum zwischen Biel und dem  
See, zwischen Biel und Nidau.»  
Und sollte ein solch attrakti- 
ver Lebensraum entstehen kön- 
nen, begünstige das auch die  
wichtigste aller Verkehrsmass- 
nahmen, so Schiess: die Vermei- 
dung von Verkehr. «Dann hat  

man nämlich Lust, dort zu blei- 
ben.»

«Kreischender, pfeifender,  
täubelnder Mob»
Was Schiess freute, löste bei Jürg  
Scherrer (SVP) Entsetzen aus. Er  
sprach von einem «kreischen- 
den, pfeifenden und täubelnden  
Mob», der eine leistungsfähige  
Autobahn verhindert habe und  
deren Ersatz nun mit Soziolo- 
gie und Spaziergängen in den  
betroffenen Quartieren geplant  
werden solle. Seit über 40 Jahren  
wolle man den Verkehr eindäm- 
men, so Scherrer. «Dabei gibt  
es jeden Tag eine Volksabstim- 
mung auf der Strasse, und die  
zeigt: Der Verkehr wird mehr.»  
Statt auf eine leistungsfähige Al- 
ternative setze man auf Verkehrs- 
verhinderung. Das ehemalige Au- 
topartei-Mitglied: «Ich befürchte,  
wobei, vielleicht werde ich es  
nicht mehr erleben, dass wir am  
Schluss bei Tempo 20 landen.»

Urs Scheuss (Grüne) sagte,  
dass diese Pläne auch für die  
Grünen einen Kompromiss dar- 
stellten. «Im Westast-Dialog ha- 
ben wir Autobahngegner einer  
langfristigen Schliessung der Na- 
tionalstrassenlücke zugestimmt –  
das ist für uns schmerzhaft.»  
Gehe das Geschäft jetzt doch  
noch bachab, dann sehe er kei- 
nen Grund mehr, die zugestande- 
ne Netzschliessung noch mitzu- 
tragen.

Genau das aber wollte Erich  
Fehr (SP) unbedingt verhindern,  
weshalb er Scheuss und Wend- 
ling für ihr Bekenntnis zum Kom- 
promiss dankte und den Rat ein- 
dringlich warnte: Wenn der Rat  
zum letzten Stück im Prozess  
Nein sage, werde damit der gan- 
ze Westast-Dialog begraben. Und  
dann ging er noch auf die Kritik  
ein und sagte an die Adresse Su- 
ters, dass Waren und Menschen  
für Prosperität zwar zirkulieren  
können müssten. «Das heisst  
aber nicht, dass sie das auch mit  
dem eigenen Auto tun können  
müssen.» Sondern unter ande- 
rem auch mit dem öffentlichen  
Verkehr, der auch Scherrers stei- 
genden Verkehr absorbieren kön- 
ne. Denn dieser sei am «flächen- 
effizientesten», sprich: Er braucht  
pro Verkehrsteilnehmer am we- 
nigsten Platz.

Zu guter Letzt verteidigte  
Fehr auch die von Scherrer ver- 
spotteten Spaziergänge. Das vom  
Verkehr extrem belastete Quar- 
tier sei anders als Vingelz sehr  
schlecht organisiert, soziodemo- 
grafisch benachteiligt. «Darum  
geht man zu diesen Leuten hin,  
um auch sie abzuholen. Welche  
Bedürfnisse man aufnimmt, darf  
nicht vom Organisationsgrad der  
Betroffenen abhängen.»

Abholen konnte Fehr zum  
Schluss dann auch den Rat, der  
dem Kredit für ein Nutzungskon- 
zept grossmehrheitlich zustimmte.

Jérôme Léchot

Einfach eine grosse Strasse oder ein halbiertes Quartier? Bild: Raphael Schaefer/a

Was die Grünen freut, 
löst bei Rechts Entsetzen aus
Noch ein letztes Mal muss Biel Geld sprechen, um das Stück Strasse zwischen dem Brüggmoos und Vingelz zu planen. Die Wogen im Bieler 
Stadtrat gingen hoch, weil viel auf dem Spiel stand.

Susanne Clauss (SP) formulier- 
te das Dilemma, das Biel mit  
der Kultur hat, am pointiertes- 
ten: «Alle lieben sie, niemand will  
sie missen, dabei muss sie auch  
noch Weltklasse sein und zwei- 
sprachig – aber selbstverständlich  
darf sie nichts kosten.»

Anlass für die Debatte im  
Bieler Stadtrat war, dass die so- 
genannten Leistungsverträge mit  
zehn Bieler Kulturinstitutionen  
von 2024 bis 2027 zur Verlänge- 
rung anstehen. Das Orchester, die  
Bibliothek, das NMB, Centre Pas- 
quart, Fotoforum, die Theater Ne- 
bia und La Grenouille, das Kar- 
tell Culturel, das Fotoforum und  
das FFFH sollen über die nächs- 
ten drei Jahre insgesamt 8,6 Millio- 
nen Franken von der Stadt Biel er- 
halten.

Den Anfang machte Mau- 
rice Paronitti (PRR), der auch 
Stiftungsratspräsident der Stadt- 
bibliothek Biel ist. Und der nicht  
nur für seine, sondern für alle Bie- 
ler Kulturinstitutionen voll des Lo- 
bes war – es habe in Biel für alle  
Geschmäcker etwas. Und vor al- 
lem kostete die Kultur gar nicht  
so viel, wie moniert werde: «Die  
Ausgaben der Stadt für die Kultur  

sind in den letzten Jahren gesun- 
ken – von 2,7 Prozent auf 2 Prozent  
der Gesamtausgaben.»

Das bezahlen, gab dann  
Joseline Stolz (PSR) zu be- 
denken, die Kulturschaffenden  
selbst. «Die Anstellungsbedin- 
gungen sind sehr prekär. Sofern  
denn ihre Arbeit überhaupt unter  
eine Anstellung fällt. Wie aus dem  
Bericht des Gemeinderats hervor- 
geht, würden in der Branche Über- 
stunden oft nicht kompensiert –  
«entsprechend enthalten die Stel- 
len oft noch einen grossen Anteil  
an Freiwilligenarbeit».

GLP schert aus
Diesen Tatbestand unterstrich  
auch Caroline Lehmann (GLP):  
«Wir entscheiden uns, die Kultur- 
institutionen ausbluten zu lassen.»  
Was sie damit meinte: Die Kos- 
ten steigen, aber seit Jahren be- 
zahlt die Stadt dieselben Beträge  
an dieselben Institutionen aus. Ihr  
Vorschlag lautet dann aber radi- 
kal anders: Statt den gleichen Insti- 
tutionen die gleichen Beträge aus- 
zuzahlen, sollte man «solchen mit  
steigendem Interesse mehr Un- 
terstützung, anderen mit sinken- 
den Besucherzahlen die finanziel- 
len Mittel kürzen». Ihre Fraktion  
werde sich denn bei der Abstim- 

mung über die Leistungsverträge  
grösstenteils der Stimme enthal- 
ten.

Daniela De Maddalena (Grü- 
ne) konnte einer solchen finanz- 
politischen Argumentation wenig 
abgewinnen. Biel sei nicht nur we- 
gen der günstigen Lebenskosten  
attraktiv, sondern vor allem auch  
wegen seiner Kultur. Und das sei  
für die städtischen Finanzen ge- 
rade gut: Denn es hole Steuerzah- 
lende nach Biel. «Kultur ist ein  
wichtiger Standortfaktor – das hat  
man in Europa schon lange be- 
griffen, sehen Sie sich Bilbao an!»  
Ähnlich der baskischen Stadt mit 
ihrem berühmten Guggenheim- 
Museum, so brauche auch Biel  
seine Theater, Konzerte, Kunst,  
Geschichte.

Tobs kein Rolls‑Royce
Und diese wichtigen Leistungen  
an einem attraktiven Standort sei- 
en für den Standort Biel güns- 
tig zu haben, wie dann Susanne  
Clauss vorrechnete. «Auch wenn  
das Tobs aussieht wie ein teu- 
rer Rolls-Royce, es arbeitet low  
budget.» Grund dafür sei, dass  
die Teuerung seit 2016 nicht  
mehr ausgeglichen worden sei. 
Deshalb hätten die Kulturinstitu- 
tionen rund 7 Prozent Realverlust  

hinnehmen müssen. «Da kann  
man einfach nicht mehr weiter  
sparen.»

Doch genau das wollte dann  
ihr Sitznachbar Hugo Rindlisba- 
cher von der SVP, der nicht von  
einem Minus von sieben Prozent  
durch Teuerung sprach, sondern  
eine andere Zahl ins Spiel brach- 
te: «Wenn wir die Leistungsver- 
träge um 10 Prozent kürzen, wä- 
ren wir wieder dabei.» Wohlge- 
meint auf den bisher ausgehan- 
delten Verträgen, die bereits ohne  
einen Teuerungsausgleich daher- 
kommen. Rindlisbacher schätze,  
wie er betonte, die Arbeit und das  
Engagement der Kulturschaffen- 
den, aber die Stadt Biel sei mit er- 
heblichen finanziellen Herausfor- 
derungen konfrontiert. «Das Geld  
wird an anderer Stelle dringlicher  
benötigt.» Beim Tobs würde, wie  
er vorrechnete, jeder Eintritt mit  
knapp 200 Franken subventio- 
niert – «das geht einfach zu weit».

Anders sah dies der Bieler  
Stadtrat: Er stimmte allen Leis- 
tungsverträgen zu. Über das Tobs  
und die Stadtbibliothek wird al- 
lerdings die Bieler Stimmbevölke- 
rung das letzte Wort haben.

Jérôme Léchot

Kulturinstitutionen würden «ausbluten»
Künstler verdienen wenig und kosten für einige Politiker doch zu viel. Der Stadtrat 
debattierte über die Verlängerung der Leistungsverträge und blickte dafür kurz nach Bilbao.

Info: Wer wie viel Unterstützung  
erhält, sehen Sie auf ajour.ch

Blöschhaus  Eine ukrainische  
Fahne vor dem Blöschhaus? Das  
war für den Bieler SVP-Politi- 
ker Olivier Wächter ein No-Go.  
Und nicht nur für ihn. Diese  
Fahne muss weg, das sah nicht  
nur die Bieler SVP, sondern auch  
die Kantonalpartei und die SVP  
Schweiz so, sagte Wächter. Mitt- 
lerweile hat sich das Problem  
aber von selbst erledigt, weil  
nach der EHCB-Fahne die ukrai- 
nische nicht wieder gehisst wur- 
de. «Aber wenn sie wieder ge- 
hisst werden sollte oder auch die  
russische», würde sich Wächter  
erneut zur Wehr setzen, wie er  
an der gestrigen Stadtratssitzung  
sagte.

Der Jurist und Richter Mau- 
rice Paronitti (PRR) replizierte  
darauf, dass dieses Vorgehen kei- 
neswegs mit der juristischen Neu- 
tralität konfligiere. Und die politi- 
sche Neutralität diesen Spielraum  
gewähre.

Vor allem, wenn ein Land auf  
so eklatante Weise das Völker- 
recht missachte, in Mariupol ein  
Gebäude bombardierte, auf dem  
Stand: «Da sind Kinder drin.»  
Bilanz: 600 Tote, vor allem Frau- 
en und Kinder.

Übrigens sei von der neutra- 
len Schweiz Elektronik in Rake- 
ten, die vor allem zivile Ziele anvi- 
sierten, so Paronitti. Gerade eben  
sei in Kramatorsk ein Restau- 

rant bombardiert worden. Solche  
Barbarei erfordere unbedingt ei- 
ne Stellungnahme.

Ruth Kilezi (PSR) stimmte in  
die Empörung ein, fragte dann  
aber, warum der Gemeinderat in  
anderen Konflikten im Jemen, in  
Afghanistan, in Syrien nicht die- 
selbe Solidarität zeige.

Mohamed Hamdaoui (Die  
Mitte) versuchte, den Neutrali- 
tätskult der SVP historisch ad ab- 
surdum zu führen: Sie sei 1815  
in Wien der Schweiz aufoktroy- 
iert worden, «von fremden Rich- 
tern», damit sie ihre Armee be- 
halten könne.

Erich Fehr (SP) kommentier- 
te, dass er kaum noch etwas zu er- 
gänzen habe. Bei Hamdaouis Ge- 
schichte sei zu korrigieren, dass  
es nicht Richter, sondern schlicht  
«die Österreicher» gewesen sei- 
en, die der Schweiz ihre Neutra- 
lität aufgezwungen hätten. Und  
der Ukrainekonflikt sei wegen  
des Angriffskriegs «völkerrecht- 
lich anders zu beurteilen», aber  
selbstverständlich zeige Biel im- 
mer wieder humanitäre Solida- 
ritätsaktionen mit anderen Kon- 
fliktherden.

Dass sogar die SVP Schweiz  
nach Biel geblickt habe, mache  
ihn stolz, so Fehr. Und er rechne- 
te Wächter immerhin an, dass er  
sein Anliegen als erledigt akzep- 
tiere. Jérôme Léchot

Keine Flagge zeigen oder 
Solidarität mit der Ukraine?


